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Aus Wissenschaft und Praxis 

Reform des Armenrechts in Frankreich 
Von Staatanwalt Dr. MANFRED DAUSES, Essen 

Im Jahre 1974 sind im Nachbarland Frankreich insgesamt 
114000 Armenrechtsgesuche gestellt worden, von denen 69000 
endgültig und 7000 vorläufig bewilligt worden sind. In 52000 
Fällen ist dabei vollständige, in 17 000 Fällen teilweise Armen-
rechtshilfe bewilligt worden 1. 

Im Gegensatz zur früheren "assistance ;udiciaire", die eine 
Gefälligkeit des Staates, eine "charite" darstellte, auf die kein 
Rechtsanspruch bestand, entspricht die heutige "aide judiciaire" 
einem Erfordernis sozialer Gerechtigkeit. Ihre Rechtsgrundla-
gen findet sie im Gesetz über die Gerichtshilfe vom 3. 1. 1972, 
dessen Ziel es ist, Personen geringen Einkommens staatliche 
Hilfe zur gerichtlichen Geltendmadmng ihrer Rechte zukom-
men zu lassen. Durch ein Dekret vom 14. 5. 1975 2 wurde das 
Armenrechtswesen im Sinne einer Vereinfachung seiner Bewil-
ligungsformalitäten reformiert. Daraus ergibt sich heute fol-
gender Stand: 

a) Das Armenrecht ("aide iudiciaire") umf<lßt die gerirntli-
chen und außergerichtlichen Kosten eines Rechtsstreits. Unter-
liegt der Armenrechtsempfänger im Rechtsstreit, entsteht keine 
Rückzahlungsverpflichtung, unterliegt die Gegenpartei, ist sie 
dem Staat zur Erstattung der durdl die Armenrechtsbewilli-
gung entstandenen Kosten verpflichtet. 

b) Armenrechtsberechtigter ("beneficaire de l' aide judiciai-
re") ist jedermann, dessen durchschnittliches Monatseinkom-
men im vorangegangenen Kalenderjahr, ausschließlich der Fa-
milienzulagen, gewisse Höchstbeträge nicht überschreitet. Voll-
ständige Hilfe ("aide judiciaire totale") wird Personen gewährt, 
deren Monatseinkommen unter 1350.- FF (ca. 800.- DM) 
liegen. Teilweise Hilfe ("aide judiciaire partielle") wird Perso-
nen gewährt, deren Monatseinkommen unter 1800.- FF (ca. 
1050.- DM) liegen, sofern im Verfahren kein Anwaltszwang 
herrscht, und unter 2250.- FF (ca. 1300.- DM), sofern An-
waltszwang herrscht. Teilweise Hilfe bedeutet, daß der Berern-
tigte selbst einen Beitrag zu den Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen hat. Der monatliche Einkommenshömstbetrag erhöht 
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sidl für jede Person, der der Berechtigte unterhaltsverpßichtet 
ist, um 150.- FF (ca. 90.- DM). In Ausnahmefällen kann das 
Armenrecht auch Personen bewilligt werden, deren Einkom-
men die an sich zulässige Obergrenze überschreitet, wenn die 
voraussichtliche finanzielle Belastung durch den beabsichtigten 
Rt'chtsstreit besonders erheblidl ist. 

cl Das durch genanntes Dekret vom 14.5.1975 vereinfadlte 
Priifllllgs!;erfahrell läuft wie folgt ab: Der Antrag ist beim 
Staatsanwalt (.,Procureur de la Republique") des Landgerichts 
(.,Tribunal de Grande Instance") des Antragstellerwohnsitzes 
t'inzureichcn. In ihm sind die Art und tatsächlichen Umstände 
des Rechtsstreites summarisch zu schildern; eine Einkommens-
bt'scheinigung ist beizufügen. 

Die Staatsanwaltschaft legt die Unterlagen, mit ihrer Stel-
lungnahme versehen, einem eigenen Armenrechtsbüro ("Bureau 
d' Aide }udiciaire") zur Entscheidung vor, das sich aus je einem 
Richter der ordentlichen und der Verwaltungs gerichtsbarkeit, 

zwei Anwälten oder Gerichtsvollziehern und je eine~ Vertreter 
der Finanz- und Sozialverwaltung zusamJ;llensetzt. Ein solches 
Armenrechtsbüro ist an jedem Landgericht, Verwaltungsgericht 
und den Gerichten höherer Ordnung errichtet. Ihm obliegt die 
Prüfung der Erfolgsaussicht des Verfahrens; im Falle zu ge-
währender teilweiser Hilfe berechnet es den vom Berechtigten 
selbst zu tragenden Anteil. Das Armenrecht wird gewährt, so-
fern der beabsichtigte Rechtsstreit nicht offensichtlich unzuläs-
sig (.,irrecevable") oder völlig unbegründet (.,denue de tout 
fondement") ist. 

Gegen die Entscheidung des Armenrechtsbüros kann mit der 
Beschwerde ("recours") vor ein "Bureau Superieur d' Aide Ju-
diciaire" vorgegangen werden. 

1 L'aide judiciaire, in: Actualites-Service, Bulletin publie par la DelE~­
gation Gimerale a !'Information, No. 245, Paris 1975, S. 4. 

2 Journal Officiel dc la Rcpublique Fran~aise (J. 0.), 15. Mai 1975. 
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